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Einleitung 

Das Thema „Optimierende Sozialgestaltung" mag Hoffnungen wecken im Hin-
blick auf das seit einiger Zeit geradezu grassierende Interesse an einer Effizienstei-
gerung des sozialen Sektors. U m es vorwegzunehmen: Hier geht es in erster Linie 
nicht um Wirkungsoptimierung, sondern um Werteoptimierung, und zwar in 
demjenigen Teilsystem der Gesellschaft, das kraft seiner funktionalen Ausrich-
tung als Entscheidungsverbindlichkeit beanspruchender Kommunikationszu-
sammenhang derartige Fragen in alleiniger Zuständigkeit mit Wirkung für die 
Gesamtgesellschaft bearbeitet, - dem Rechtssystem. Dies hat seinen guten 
Grund. Der Wunsch nach vermehrter Effizienz staatlicher Sozialleistungen ist zu 
oft und zu deutlich an die Grenzen seiner Realisierbarkeit gestoßen, als daß ihm 
heute noch ungeteilte Akzeptanz entgegengebracht werden könnte. Man will 
zielgenaue Wirkungen, scheitert jedoch an der unvorhersehbaren Eigendynamik 
des staatlich-verbandlichen Interventionsfeldes. Man möchte Kosten sparen 
(möglichst unter Vermeidung von Folgekosten), diese auf das Geeignete und 
Notwendige begrenzen, sieht sich hierbei jedoch alsbald zurückgeworfen auf 
„Technologiedefizite" im Umgang mit individuellen und gesellschaftlichen Pro-
blemlagen, auf ungesicherte Prioritäten und Wirkungsverläufe, gar auf konstruk-
tive Eigenleistungen staatlicher Akteure bei der Zuschreibung von Erfolg und 
Mißerfolg, - bis hin zu der auf einen quälenden Selbstwiderspruch zuführenden 
Frage, wer mit welchen Anteilen hierbei eigentlich hilft, - das staatliche Hilfs-
und Interventionsangebot oder der dieses lediglich aufgreifende, aber nach eige-
nen Lebensführungskriterien selbständig verarbeitende Hilfsbedürftige selbst. 
Gesichertes Erfahrungs- und Regelwissen scheint vor diesem Hintergrund zu-
dem umso weniger verfügbar, je mehr der in seiner Einmaligkeit hervorstechende 
Einzelfall das Entscheidungsverhalten zu beeinflussen vermag. Und dieser muß 
eine umso größere Prägekraft für das Ergebnis von Entscheidungen besitzen, je 
weniger eine von festgefügten sozialen Rängen befreite moderne Gesellschaft sich 
darüber im klaren sein kann, was einem Menschen zusteht. 

All dies gibt Anlaß zu der Frage, ob es einen anderen Weg geben kann, der zu-
nächst abführt von der gewohnten Vorstellung kausaler Beeinflussung von Indi-
viduum und Gesellschaft und hinführt zu Formen wertender Entscheidungs-
rechtfertigung im Bewußtsein hochgradig kontingenter Maßnahmewirkungen. 
Ein sich in dieser Hinsicht aufdrängender Werteskeptizismus ist zweifelsohne 
ernstzunehmen. Werte und etwaige Rangverhältnisse zwischen diesen entziehen 
sich, so die nicht selten vernehmbare Kritik, wissenschaftlicher Wahrheitsfähig-
keit. Aber gilt dies auch für etwaige Wertbegründungs- „Strukturen", welche die 
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notwendige Anwendung von Werten bezogen auf die realen Bedingungen orga-
nisieren und ihnen damit ermöglichen, sich zumindest im konkreten Fall unter 
Beweis zu stellen? Und wird schließlich - insofern möglicherweise auch von all-
gemeiner Bedeutung für sonstige Disziplinen des sozialen Sektors1 - die Frage 
nach tauglichen Begründungsstrukturen nicht umso bedeutender, je mehr die un-
ter Individualisierungs- und Wirkungsdruck gestellten sozialstaatlichen Hand-
lungsmaßstäbe den Eindruck entstehen lassen, daß die im klassischen Bild stren-
ger Gesetzesbindung vorausgesetzte Kontinuität des Rechts vor dem Hinter-
grund offener und ausgestaltungsbedürftiger Normvorgaben sich nur noch in der 
Kontinuität seiner Interpretations- und Begründungsmuster behaupten kann? 

Das Optimierungsproblem so auszurichten heißt nicht, jegliche Hoffnungen 
auf Kausaleffizienz damit begraben zu müssen. Möglicherweise ist sie aber von 
vornherein die falsche, im übrigen zu Mißverständnissen verleitende Formel. Es 
fehlen im Gegensatz zum privaten Marktsystem marktpreisvermittelte Bezugs-
größen, mit denen sich Aufwand und Ertrag er- und verrechnen ließe. Solange ei-
ne staatliche Verantwortung für die Kompensation sozialer Defizite besteht aber 
herrscht Rechtfertigungsbedarf bei der Vorabbewertung möglicher Entschei-
dungsfolgen in Ansehung der ihnen korrespondierenden Maßnahmen, - ganz im 
Unterschied zur Privatwirtschaft, für die es unerheblich ist, ob ihr Output auch 
positive Effekte erzielt, solange die Bilanzen stimmen. Die damit angezeigte Um-
orientierung kursierender Deutungsmuster von Wirkungs- auf Werteoptimie-
rung verfolgt hingegen bescheidenere Ansprüche als die suggestiven Verheißun-
gen der Effizienzformel innerhalb des Sozialsektors gemeinhin erwarten lassen. 
Uber eine rechtlich kontrollierte Optimierung werthafter Entscheidungsgrößen 
läßt sich vor allem eines erreichen: vermehrte Entscheidungstransparenz. Ob die 
in dieser Weise freigesetzten Klärungsprozesse und Umweltsensibilitäten dann 
den Namen „Effizienz" verdienen, sei dahingestellt. Denn das im Gewände der 
Zielgenauigkeit von Maßnahmen auftretende Effizienzkonstrukt verträgt sich 
nur schwer mit dem auf einen Zielkonflikt zulaufenden Problem gerechter Ver-
teilung knapper Bedarfsgüter, das, jedenfalls im Kontext verfassungsstaatlicher 
Bearbeitung sozialer Defizitlagen, nicht ohne Anwendung rechtlicher Bewer-
tungsmaßstäbe angegangen werden kann. 

Hier genau setzt die Untersuchung an. Ihr Problemhintergrund ist die skiz-
zierte Frage nach Bedarfsgerechtigkeit ,und' Wirtschaftlichkeit, ihr Ziel die Ent-
wicklung einer diesen grundsätzlich widersprüchlichen Entscheidungsgrößen zu 
situativ angemessener Entfaltung verhelfenden Abwägungsdogmatik. Insbeson-
dere der stark auf Prozesse der Personenveränderung ausgerichtete Bereich so-
zialstaatlicher Bedarfsbefriedigung fordert die Offenlegung dieses Widerspruchs 
mit den Mitteln juristischer Dogmatik geradezu heraus. Denn einerseits soll eine 
möglichst wirksame Hilfe geleistet werden. Andererseits kann dies nicht ohne die 
umfassende Einbeziehung des Einzelfalles - wie wir sehen werden: als rechtser-

1 Luthe, Recht - aus helfender Sicht; Hilfe — aus rechtlicher Sicht. Zu einer Theorie bedarfsty-
pischer Argumentation, in: ders. (Hg.), Autonomie des Helfens, 1997, 138. 
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zeugendes Element der Gesetzeskonkretisierung - in die Entscheidung erfolgen. 
Mit zunehmender Annäherung an den in seiner Einmaligkeit hervorstechenden 
Einzelfall aber verkleinern sich verfügbare Möglichkeiten des Zugriffs auf gesi-
chertes, im Rahmen der Normkonkretisierung deduktiv verwendbares Erfah-
rungswissen. Deshalb kann im Entscheidungszeitpunkt grundsätzlich nie mit der 
erforderlichen Gewißheit ausgeschlossen werden, daß entweder zuviel oder zu-
wenig Hilfe geleistet wird. 

Wird dieser Zweifel hingegen nicht offen artikuliert, so sind die möglichen Fol-
gen für den Bürger gravierend. Bei offenen, daher nur schwer einschätzbaren Pro-
grammvorgaben und zudem endlichen Ressourcen besteht ein hohes Risiko, daß 
das Ergebnis der ihn betreffenden Entscheidung von verdeckt gehaltenen Res-
sourcenüberlegungen bestimmt wurde, - mit der weiteren Konsequenz, daß dem 
Bürger dadurch Gründe vorenthalten werden, gegen die er sich im positiven Fall 
aber möglicherweise zur Wehr hätte setzen können. Auf welche Alternative 
(mehr oder weniger Hilfe) man sich im notorischen Zweifel über Art und Um-
fang der angezeigten Hilfe unter Transparenzbedingungen hingegen einlassen 
will, ist eine Frage abstrakter und konkreter rechtlicher Gewichtsbestimmung 
von Prinzipien der Bedürfnisbefriedigung und des Ressourcenverbrauchs. Die 
rechtliche Bedeutung der individuellen Sozialschutzposition steht jedoch weithin 
außer Zweifel, nicht aber die von Wirtschaftlichkeitsargumenten, - schon gar 
nicht, wenn mittels konkreter Haushaltsdaten ein bestimmender Einfluß auf das 
programmatisch offene Leistungsgesetz ausgeübt werden soll. Wirtschaftlich-
keitsargumente gelten gemeinhin als unverträglich mit dem Bedarfssicherungs-
zweck des Gesetzes und haben rechtsstaatliche Geister stets zu der Bemerkung 
provoziert, das Recht, nicht aber das Geld bestimme das Handeln der Verwal-
tung. Damit jedoch wird das Problem prinzipieller Ressourcenbegrenztheit jegli-
cher Leistungszuteilung nicht beseitigt, vielmehr nur in die rechtlich nunmehr 
unkontrollierbaren Nischen praktischer Verwaltungstätigkeit abgedrängt, mut-
maßlich begleitet von der stillen Hoffnung des Praktikers, der faktisch gar nicht 
abwendbare Blick auf vorhandene Haushaltsmittel - als offizielle Verwaltungs-
aktbegründung angeblich unrechtmäßig - möge zumindest im Entscheidungser-
gebnis nicht weiter auffallen. Die Untersuchung wird demgegenüber zeigen, daß 
weder am prinzipiellen Rang des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes als Rechtsprin-
zip gezweifelt werden kann, noch daß eine unmittelbare Steuerung des Leistungs-
rechts über Wirtschaftlichkeitsargumente zu befürchten ist, wenn diese in ihrer 
abgeschwächten Steuerungsbedeutung als Abwägungsdirektiven gewürdigt wer-
den. 

Hierfür aber ist die strukturelle Offenheit des Bedarfsrechts für abwägende 
Rechtsanwendungsformen eine unerläßliche Voraussetzung. Zunächst wird die 
verfassungsrechtliche Analyse unter Beweis zu stellen haben, daß mit jeder Ent-
scheidung über Bedarfsprobleme zwangsläufig ein Ressourcenproblem verbun-
den ist, dem die Verfassung jedoch nicht gleichgültig gegenübersteht. Sodann 
wird das sich bereits auf Verfassungsebene ankündigende Grundkollisionsver-
hältnis von Bedürfnissen und Ressourcen als bestimmendes Merkmal gesetzli-
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eher Bedarfskonkretisierungstätigkeit von Verwaltung und Gerichten innerhalb 
des sozialen Leistungsrechts aufgedeckt. Hierbei ist zu verdeutlichen, daß das 
Gesetzesrecht auf abwägende Rechtsanwendungsformen erkennbar reagiert, die-
se geradezu herausfordert und in dieser Weise subsumtionäre Formen der 
Rechtsanwendung in den Hintergrund drängt. Erst dann ist der Weg frei für den 
abwägungsrelevanten Einfluß sowohl individualrechtsbezogener Sozialschutz-
argumente als auch gemeinwohlbezogener Wirtschaftlichkeitsargumente, für de-
ren Plazierung im letzten Teil der Untersuchung eine auf Bedarfskonstellationen 
zugeschnittene Abwägungsdogmatik entworfen wird. Im Rahmen der Abwä-
gungsprogrammatik verdient die gestaltende Komponente des Themas besonde-
re Aufmerksamkeit. Sie ist Ausdruck des in Bezug auf Abwägungen lebhaft dis-
kutierten Problems, ob bzw. in welchem Umfang hierbei volitive Elemente auf 
die Entscheidungsfindung einwirken und ob diese sodann einen behördlichen 
Abwägungsspielraum gegenüber der gerichtlichen Kontrollkompetenz angezeigt 
erscheinen lassen. 
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A. Verfassungsrechtlicher Mindestbedarf 

I. Grundlegende Rechtsprechung 

1. Die wesentlichen Aussagen 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich bereits früh (1951) mit der Problematik 
verfassungsunmittelbarer Ansprüche auf Fürsorgeleistungen befaßt. Zwar räum-
te das Gericht ein, daß sich der Fürsorgegedanke zu einer elementaren staatlichen 
Notwendigkeit entwickelt habe. Weder die Gewährleistung der Menschenwürde 
(Art. 1 Abs. 1 G G ) noch das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 G G ) aber begründeten staatliche Leistungsansprüche: 
„Die vom Ausschuß für Grundsatzfragen des Parlamentarischen Rates vorge-
schlagene Bestimmung über das Recht auf ein Mindestmaß an Nahrung, Klei-
dung und Wohnung ist später gestrichen und in das Grundgesetz nicht aufge-
nommen worden. Man hat sich darauf beschränkt,,negativ' ein Recht auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit zu statuieren ...". I Insbesondere die Menschen-
würdeformel (Art. 1 Abs. 1 G G ) biete in ihrer Ausrichtung auf staatlichen Schutz 
gegen Ubergriffe anderer keine Sicherung vor materieller Not . Gemäß dem Be-
kenntnis des Grundgesetzes zum Sozialstaat (Art. 28, 20 G G ) könne ein verfas-
sungsmäßiges Recht auf Fürsorge zwar nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 
Das Wesentliche seiner Verwirklichung sei jedoch dem Gesetzgeber aufgegeben. 
Erst wenn der Gesetzgeber seiner Pflicht zu sozialer Aktivität willkürlich nicht 
nachkomme, könne dem Einzelnen „möglicherweise" ein mit der Verfassungsbe-
schwerde verfolgbarer Anspruch erwachsen. 

Die Argumentation des Gerichts bleibt in dieser Entscheidung noch klar libe-
ral-staalichem Denken verhaftet. Die Grundrechtsfunktion beschränkt sich auf 
die Abwehr von staatlicher und privater Ubermacht. Von einer sozialstaatlichen 
Aufladung der Grundrechte2, wie sie vom Gericht in späteren Zeiten dann und 
wann propagiert werden sollte3, war es zum damaligen Zeitpunkt offenbar noch 
weit entfernt. Die zumindest im Ansatz erkennbare objektivrechtliche Pflicht zu 
staatlicher Fürsorge wird vollends der politischen Verantwortung überlassen. Die 

1 BVerfGE 1, 97 (104f.). 
2 Böckenförde, Grundrechtstheorie und Grundrechtsinterpretation im Interventions- und 

Leistungsstaat, NJW 1974, 1529 (1536). 
3 BVerfGE 33,301 (333): Sozialer Rechtsstaat als Garant für die Umsetzung des grundrechtli-

chen Wertsystems in die Verfassungswirklichkeit. 
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Frage des Bestehens verfassungsunmittelbarer Leistungsansprüche auf Mindest-
bedarfssicherung bleibt letztendlich unbeantwortet. 

N u r wenige Jahre später nimmt das Bundesverwaltungsgericht hierzu Stel-
lung.4 Die Ausgangssituation war seinerzeit jedoch eine andere. Die Entschei-
dung behandelte im wesentlichen die Frage nach dem Anspruchscharakter bereits 
existierender gesetzlicher Fürsorgeleistungen. Aus der Gesamtwürdigung von 
Menschenwürdeprinzip, Rechts- und Sozialstaatsprinzip sowie des Rechts auf 
Leben und körperliche Unvesehrtheit ergebe sich ein Rechtsanspruch des Be-
dürftigen, soweit das Gesetz dem zuständigen Träger entsprechende Fürsorge-
pflichten auferlege. Auch diesem wegen seiner wenig systematischen Gedanken-
führung häufig kritisierten5 , ansonsten im Entscheidungsergebnis aber allgemein 
gebilligten Urteil 6 läßt sich kein verfassungsunmittelbarer Anspruch auf Fürsor-
ge entnehmen. In der Sache beinhaltet es nicht mehr als eine Auslegung einfachen 
Rechts und begründet insofern lediglich einen derivativen Teilhabeanspruch.7 

Einen konkreteren Vorstoß in Richtung verfassungsunmittelbarer Mindestbe-
darfssicherung unternimmt das Bundesverfassungsgericht in einer späteren Ent-
scheidung: Die Fürsorge für Hilfsbedürftige gehöre zu den selbstverständlichen 
Pflichten des Sozialstaats. „Die staatliche Gemeinschaft muß ihnen jedenfalls die 
Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Dasein sichern und sich dar-
über hinaus bemühen, sie soweit wie möglich in die Gesellschaft einzugliedern, 
ihre angemessene Betreuung in der Familie oder durch Drit te zu fördern sowie 
die notwendigen Pflegeeinrichtungen zu schaffen." 8 Die allgemeine „Schutz-
pflicht" müsse dem jeweils vorhandenen Bedarf an sozialer Hilfe entsprechen. 
Soweit es sich aber nicht um die bezeichneten Mindestvoraussetzungen handele, 
obliege es dem Gesetzgeber zu entscheiden, in welchem Umfang soziale Hilfe un-
ter Berücksichtigung der vorhandenen Mittel und anderer gleichrangiger Staats-
aufgaben gewährt werden soll. 

Entgegen mancher Deutungen ist auch diese Entscheidung von einem verfas-
sungsunmittelbaren Leistungsanspruch auf Mindestbedarfssicherung weit ent-
fernt.9 Es hieße die Entscheidung interpretativ überzustrapazieren, wenn in ihr 
mehr gesehen würde als eine - allerdings deutliche - Bestätigung der objektiv-
rechtlichen Dimension staatlicher Schutz- und Fürsorgepflichtigkeit. Das sub-
jektive Recht bedarf per definitionem zwar der objektivrechtlichen Grundlage. 
Es leitet sich jedoch nicht zwangsläufig aus ihr ab, wenngleich die gerichtliche 
Wendung von der allgemeinen „Schutzpflicht" eine solche Interpretation auch 

4 BVerwGE 1, 159 (162); bestätigt in E 5, 27 (31) sowie E 9, 78 (89f.). 
5 Vgl. insoweit Friauf Zur Rolle der Grundrechte im Interventions- und Leistungsstaat, 

DVB1. 1971, 674 (676). 
6 Anstatt vieler: Kratzmann, Grundrechte - Rechte auf Leistungen, 1974,4ff., 61 ff., 65f., 72ff. 
7 Ebenso Murswiek, Grundrechte als Teilhaberechte, soziale Grundrechte, in: Isensee/Kirch-

hof^.), HStR, Bd. V, 1992, § 112, Rn.99 (Fn.220). 
8 BVerfGE 40, 121 (133); unter Bezugnahme auf E 5, 85 (198) und E 35, 202 (236). 
9 A.A. Dürig, in: Maunz/Dürig u.a., Grundgesetz-Kommentar, 5. Aufl., 1983, Art. 1 Abs. 1., 

Rn. 43f.; Art. 2 Abs. 2, Rn. 27 sowie Breuer, Grundrechte als Anspruchsnormen, in: Festgabe aus 
Anlaß des 25jährigen Bestehens des Bundesverwaltungsgerichts, 89 (96f.). 
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angezeigt erscheinen läßt.10 Die Begründung eines Leistungsanspruchs - anders 
sind die Ausführungen des Gerichts bei verständiger Deutung nicht zu verstehen 
- ist ganz auf seine Vermittlung durch einfaches Recht angewiesen: „Es liegt 
grundsätzlich in der Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers, den ihm geeignet er-
scheinenden Weg zu bestimmen, besonders zwischen den verschiedenen Formen 
finanzieller Hilfe für den Unterhalt und die Betreuung gebrechlicher Menschen 
zu wählen und entsprechend die Anspruchsberechtigungen festzulegen." In der 
Tat wurde hiermit die Auffassung fallengelassen, daß der Sozialstaat lediglich 
„Wohltaten" erbringt. Ein verfassungsunmittelbarer Leistungsanspruch war da-
mit indes nicht anerkannt.11 

Auch im Licht der zeitlich vorangegangenen Numerus-clausus-Entschei-
dung12 wirken die Ausführungen des Gerichts eher als Rückzug denn als Bestäti-
gung eines originären Teilhabeanspruchs auf Mindestbedarfssicherung. D o r t hat-
te es das Gericht immerhin noch für möglich gehalten, daß Teilhaberechte nicht 
auf das jeweils Vorhandene beschränkt sein müssen, ohne jedoch zu versäumen, 
das Gesagte am Vorbehalt des Möglichen im Sinne dessen, was der Einzelne ver-
nünftigerweise von der Gesellschaft beanspruchen kann und unter Mobilisierung 
der gesetzgeberischen Haushalts- und politischen Gesamtverantwortung wieder 
zu relativieren.13 Seine Prüfungskompetenz sah das Gericht deshalb auch nur im 
Falle einer evidenten Verfassungsverletzung als gegeben an.14 Von daher geht das 
Gericht auch hier über die in der ersten Fürsorgeentscheidung statuierte Uner -
träglichkeitsgrenze im Sinne willkürlicher Vernachlässigung sozialstaatlicher A k -
tivitätspflichten um keinen Schritt hinaus. Selbst in der wegen der sehr weitge-
henden Ausgestaltung des Teilhabegedankens oft kritisierten15 Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts zur Subventionierung einer als Ersatzschule aner-
kannten Privatschule verdichtet sich die Verfassungsgarantie des Art. 7 Abs. 4 G G 
nach Auffassung des Gerichts erst bei „drohender Lahmlegung" eines Freiheits-
rechts, also in „außergewöhnlichen" Fällen zu einem Leistungsanspruch auf För -
derung.16 

10 Zur Ableitung von subjektiven Verfassungsrechten - Müller, in: Müller/Pieroth/Fohmann, 
Leistungsrechte im Normbereich einer Freiheitsgarantie, 1982, 167f. 

" Zutreffend Sterzel, Grundrechtsschutz im Sozialhilferecht, KJ 1986,117 (124); a.A. Alexy, 
Theorie der Grundrechte, 2. Aufl. 1994,398 sowie Starck, Staatliche Organisation und staatliche 
Finanzierung als Hilfen zu Grundrechtsverwirklichungen?, in: Bundesverfassungsgericht und 
Grundgesetz, Festgabe aus Anlaß des 25jährigen Bestehens des Bundesverfassungsgerichts, hg. 
von C. Starck, Bd. 2, 1976, 480 (522). 

12 BVerfGE 33, 303 (332f.). 
13 BVerfGE 33, 303 (333); 43, 291 (313f.). Die Vergleichbarkeit von Hochschulzulassungs-

recht und Existenzminimum ist jedoch begrenzt. Denn bei der Hochschulzulassung handelt es 
sich um ein rechtlich statuiertes Staatsmonopol. Die Teilhabeforderung kann hier als Ausgleich 
für die staatlich angeordnete Freiheitsbeschränkung begriffen werden. 

14 E 33, 333; ähnlich auch E 43, 291 (315). 
15 Martens, WDStRL 30, 7 (27, 33); Friauf, Grundrechte im Interventions- und Leistungs-

staat, a.a.O., 679. 
16 BVerwGE 23, 347; 27, 360 (362ff.). 
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In der Tendenz zeichnet sich somit ein objektivrechtlicher Auftrag an die staat-
lichen Gewalten zu Schutz und Fürsorge für Hilfsbedürftige durchaus ab. G e -
genüber verfassungsunmittelbaren Leistungsansprüchen wird hingegen größte 
Zurückhaltung gewahrt. Mit Rücksicht auf die politische Entscheidungsverant-
wortung, die gerade bei unmittelbar finanzwirksamen Leistungsentscheidungen 
größte Bedeutung besitzt, gibt sich das Gericht auch mit der Formulierung von 
Leitgesichtspunkten für die subverfassungsrechtliche Konkretisierungsarbeit 
sehr zurückhaltend.1 7 Die Betonung einer fürsorgerechtlichen Schutzpflicht 
könnte jedoch, gemessen an heutigen Maßstäben, die sich mit dieser Kategorie 
verbinden, durchaus zu der Frage Anlaß geben, ob es mit dieser Enthaltsamkeit 
sein Bewenden haben kann. 

2. D i e Abs tufung des Bedarfs zwischen physio logischer Versorgung 
und besonderer Fürsorgebedürf t igkei t 

In der letztgenannten Fürsorgeentscheidung ( B V e r f G E 40, 133) unterscheidet 
das Gericht zwischen einem existenznotwendigen Bedarf und einem darüber hin-
ausreichenden Sonderbedarf an gesellschaftlicher Eingliederung, Familienbe-
treuung sowie an Pflegeeinrichtungen. Dies hat Auswirkungen auf die gesetzge-
berische Bindung. Zwar soll der Gesetzgeber auch im engeren Bereich existenz-
notwendiger Bedarfssicherung nicht gänzlich ohne gestalterischen Freiraum sein. 
Darüber hinaus aber kann die Hilfe nach Auffassung des Gerichts von den vor-
handenen Mitteln und politischen Prioritäten abhängig gemacht werden. Damit 
konstruiert es eine folgenreiche Unterscheidung zwischen vitalen Grundbedürf-
nissen mit hoher Bindungsintensität und einem weniger schutzbedürftigen, im 
Verhältnis zu „anderen gleichrangigen Staatsaufgaben" potentiell austauschbaren 
Komplex staatlicher Fürsorge. 

Vorbehaltlich notwendiger Differenzierung ist aber gerade diese Abstufung als 
unhaltbar zurückzuweisen. Es dürfte unmittelbar einleuchten, daß einem Behin-
derten, der unfähig ist, selbständig Nahrung aufzunehmen, geschweige denn die-
se zuzubereiten und zu beschaffen, mit einem Sach- oder Geldleistungsanspruch 
auf gesundheitserhaltende Ernährung ohne flankierende Betreuung nicht gehol-
fen ist. Gleiches kann etwa für den Jugendlichen unterstellt werden, der für den 
physiologischen Bedarf bestimmte Leistungen in den Drogenkonsum investiert; 
für den Haushaltsvorstand, der Sozialhilfeleistungen der Familie für sich ver-
braucht; für den Pflegebedürftigen oder Behinderten, der ohne die Bereitstellung 
entsprechender Dienste und Einrichtungen schon in seinen elementaren M ö g -
lichkeiten unbefriedigt bliebe. Hinzu kommt: Während die bloße „Rettung vor 
dem Verhungern" im Rückgriff auf biologisch-medizinische Erfahrungswerte 

17 Ansätze dagegen bei Breuer, Grundrechte als Anspruchsnormen, in: Festgabe aus Anlaß 
des 25jährigen Bestehens des Bundesverwaltungsgerichts (hg. von Bachof, Heigl, Redeker), 89 
(97): Existenzsicherung als Geldleistung, unter Berücksichtigung des gesellschaftlichen Wandels, 
unter Zulassung typisierender Bedarfsdeckung. 
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